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22 AUnsführungsperordnung 


zur Verordnung über Anderungen in der Sozialveriherung vom 28. Auguſt 1935 (G. Bl. S. 917). 
Vom 4. Februar 1936. 

Auf Grund des § 1 Ziff. 40 in Verbindung mit 8 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk 
und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273 ff.) wird in Ausführung der Verordnung über Ande⸗ 
rungen in der Sozialverſicherung vom 28. Auguſt 1935 (G. Bl. S. 917) folgendes verordnet: 

8 1 

Die Artikel I und III der Verordnung über Anderungen in der Sozialverſicherung vom 28. Auguſt 
1935 (G. Bl. S. 917) finden auf die bei den Polniſchen Staatsbahnen im Gebiete der Freien Stadt 
Danzig beſtehenden Verſicherungsträger keine Anwendung. 

8 2 
Die Beſtimmungen dieſer Verordnung treten mit dem gleichen Zeitpunkt in Kraft, mit dem die 
Vorſchriften, zu deren Ausführung ſie beſtimmt iſt, in Kraft getreten ſind. 
Danzig, den 4. Februar 1936. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Dr. Wiercinski⸗Keiſer 


23 Verordnung 
betreffend Zuſammenſetzung des Oberverſicherungsamts. 
Vom 4. Februar 1936. 
Auf Grund des $ 1 Ziffer 40 in Verbindung mit § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von 
Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
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Der $ 69 der Reichsverſicherungsordnung wird wie folgt geändert: 
1. Abſ. 3 erhält folgende Faſſung: 
Die Mitglieder werden im Hauptamt oder nebenamtlich aus der Zahl der öffent⸗ 
lichen Beamten, der Direktor auf Lebenszeit unwiderruflich ernannt. 
2. Hinter Ubi. 3 wird folgender neuer Abſ. 4 eingefügt: 
Der Direktor und die Mitglieder des Oberverſicherungsamts müſſen die Befähigung 
zum Richteramt oder zum höheren Verwaltungsdienſt haben. 
§ 2 
Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. Januar 1936 in Kraft. 
Danzig, den 4. Februar 1936. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Dr. Wiereinski⸗Keiſer 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 20. 2. 1936.) 


| 56 
—— Verordnung 
über die Verfolgung vermögensrechtlicher Anſprüche der Beamten. 
Vom 6. Februar 1936. 
Auf Grund des $ 1 Ziff. 21 und des § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
Artikel ! s 
8 1 
Über vermögensrechtliche Anſprüche der Staatsbeamten aus ihrem Dienſtverhältnis, 1 end 
über Anſprüche auf Beſoldung, Wartegeld oder Ruhegehalt, ſowie über die den Hinterbliebenen der 
Staatsbeamten geſetzlich gewährten Rechtsanſprüche auf Bewilligungen findet mit folgenden Maß⸗ 
gaben der Rechtsweg ſtatt. 
8 2 


Die Entſcheidung des Senats muß der Klage vorhergehen und letztere ſodann bei Verluſt des 
Klagerechts innerhalb drei Monaten, nachdem dem Beteiligten die Entſcheidung bekanntgemacht worden 
iſt, angebracht werden. 

Als Entſcheidung des Senats im Sinne des Abſ. 1 gilt auch die abſchließende Regelung 9 im 
Rechtswege verfolgbaren Anſprüche der Staatsbeamten. 

Soweit nicht eine ausdrückliche Entſcheidung des Senats getroffen iſt, beginnt der Lauf der im 
Abſ. 1 beſtimmten Friſt in dem Zeitpunkt, in dem der Beteiligte aus anderen Umſtänden (3. B. Zah⸗ 
lung der Bezüge) die Entſcheidung entnehmen mußte. 

83 

In den Fällen, in denen der zuſtändige Senator oder die Leiter der Staatsbehörden (für alle 
ihnen unterſtellten Beamten oder für beſtimmte Beamtenklaſſen) die Entſcheidung im Sinne des § 2 
getroffen haben, tritt der Verluſt des Klagerechts auch dann ein, wenn nicht von dem Beteiligten gegen 
dieſe Entſcheidung binnen gleicher Friſt Beſchwerde an den Senat erhoben iſt. 

a Artikel II 
Die Vorſchriften des Artikels I gelten entſprechend für die mittelbaren Staatsbeamten. 


Artikel III 
Alle dieſer Verordnung entgegenſtehenden Vorſchriften werden aufgehoben, insbeſondere $ 46 ar. 2 
des Beamtenruheſtandsgeſetzes vom 23. Februar 1926 (G. Bl. S. 39) und $ 20 Abſ. 2 des Beamten⸗ 
hinterbliebenengeſetzes vom 23. Februar 1926 (G. Bl. S. 53). 
Artikel IV 
Soweit eine Entſcheidung im Sinne des Artikel I $S 2 und 3 vor Inkrafttreten dieſer Verord⸗ 
nung getroffen iſt, tritt der Verluſt des Klagerechts drei Monate nach Inkrafttreten dieſer Verordnung 
ein, ſoweit er nicht bereits zu einem früheren Zeitpunkt eingetreten iſt. 
Artikel V 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 6. Februar 1936. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Dr. Wiercinski⸗Keiſer 
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